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Beschlussvorlage 
 

Ratsversammlung am 23.11.2006  
 

 
Resolution zur Kürzung der Landeszuschüsse für den ÖPNV 
 
Antrag: 
Die Ratsversammlung der Stadt Flensburg fordert die Landesregierung auf, von der geplanten 
Reduzierung der Landeszuschüsse für den ÖPNV, hier insbesondere bei der 
Schülerbeförderung, Abstand zu nehmen. 
 
Die Folgen einer solchen Kürzung wären: 

- eine drastische Erhöhung des Elternanteils, 
- höhere Fahrpreise für alle ÖPNV-Kunden, 
- schlechtere Taktzeiten auf vielen Linien, 
- längere Austauschintervalle bei den eingesetzten Fahrzeugen, 
- Gefährdung von Arbeits- und Ausbildungsplätzen. 

All dies ist weder für die Kreise noch für die kreisfreien Städte hinnehmbar. Nicht nur 
Schülerinnen und Schüler, auch viele andere Menschen sind auf den ÖPNV angewiesen. Ihnen 
darf man nicht zumuten, künftig höhere Preise für schlechtere Angebote zahlen zu müssen. 
 
Begründung: 
Erfolgt mündlich. 
 
 
Uwe Lorenzen Meike Bruhns 
 
Rolf Helgert Gerhard Bethge 
 
 Fraktionsvorsitzende 


